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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Kelly und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/2907 — 


Atomarer Ersteinsatz der NATO gegen Ziele in der Bundesrepublik Deutschland 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Verteidigung hat mit Schreiben vom 7. März 1 985 im Namen der 
Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Kann die Bundesregierung widerlegen, daß nach der gültigen 
NATO-Planung im Kriegsfall US- Atomwaffen selbst dann über Zie- 
len in der Bundesrepublik Deutschland detonieren würden, wenn 
die Sowjetunion keine einzige Atomwaffe eingesetzt hätte, und daß 
diese Absicht das Wesen des „ Ersteinsatzes" von Atomwaffen ist, 
den die NATO für sich beansprucht? 

Die NATO-Strategie der „Flexible Response" ist auf die Bewah- 
rung des Friedens durch Abschreckung eines potentiellen Angrei- 
fers von jeder Art von Aggression ausgerichtet. 

Für den Fall eines Angriffs behält sich das Bündnis die politisch 
und militärisch angemessenen Reaktionen vor, die notwendig 
sind, um dem Angreifer einen Angriffserfolg zu versagen und den 
Konflikt möglichst rasch und unter weitestgehender Begrenzung 
des Schadens zu beenden. Es ist nicht das Ziel der NATO-Strate- 
gie, einen Konflikt, auf welcher Stufe auch immer, auskämpfen zu 
wollen; damit wird auch dem besonderen Interesse der Bundes- 
republik Deutschland Rechnung getragen. Sollte der Warschauer 
Pakt daher mit seinen überlegenen und für eine Verteidigung 
weit überdimensionierten konventionellen Streitkräften die 
NATO angreifen, könnte die NATO den Ersteinsatz von Nuklear- 
waffen erwägen, um damit dem Warschauer Pakt das erhöhte 
Risiko des Angriffs deutlich zu machen und ihn zur Beendigung 
der Aggression zu bewegen,. Es gibt keine festgelegten NATO- 
Planungen für den Ersteinsatz. Vielmehr würde über einen sol- 
chen Einsatz auf der Grundlage der gemeinsam entwickelten 
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politischen Richtlinien nach entsprechenden Konsultationen poli- 
tisch entschieden. 

Ein erklärter Verzicht auf den Ersteinsatz von Nuklearwaffen 
würde das Risiko für den Aggressor kalkulierbar machen und 
damit die Abschreckung verringern, er wäre daher kein Weg zu 
mehr Sicherheit. Im übrigen ist festzustellen, daß sich die NATO 
wiederholt zu dem in der VN- Charta niedergelegten Gewaltver- 
bot bekannt hat, dieses im NATO-Vertrag und in zahlreichen 
Kommuniques bekräftigt hat und sich immer wieder - wie in der 
Bonner Erklärung von 1982 - verpflichtet hat, keine ihrer Waffen 
einzusetzen, es sei denn zur Verteidigung. 


2. Kann die Bundesregierung die Aussage des Bundesministers der 
Verteidigung, Dr. Wömer, aus dem Jahre 1982 bestätigen, daß 
Schlachtfeld-Atomwaffen zur Panzerabwehr technisch durch 
moderne zielgelenkte Defensivwaffen überholt sind, daß insbeson- 
dere 50 bis 60 Defensivraketen gegen eine Panzerdivision die 
gleiche vernichtende Wirkung haben wie 20 bis 25 Atombomben 
etwa der „Hiroshima-Stärke" (Pressedienst der CDU/CSU-Fraktion 
vom 21. Mai 1982)? 


Die Aussage des Bundesministers der Verteidigung aus dem Jahr 
1982 weist darauf hin, daß technologische Fortschritte die Steige- 
rung konventioneller Waffenwirkung auch gegen gepanzerte 
mobüe Ziele erlauben könnten. Diese auf den sogenannten 
„Emerging Technologies" (E.T.) beruhenden möglichen Steige- 
rungen konventioneller Verteidigungsfähigkeit werden jedoch 
erst mittel- und längerfristig verfügbar sein. Der Vergleich der 
Wirkung möglicher künftiger konventioneller Waffen mit der von 
nuklearen Gefechtsfeldwaffen kann der Verdeutlichung des 
qualitativen Potentials moderner Technologien für die Verteidi- 
gungsfähigkeit dienen. Die Nutzung solcher Entwicklungen 
könnte dazu beitragen, die Unterlegenheit der NATO bei 
konventionellen Streitkräften gegenüber dem WP zu verringern. 

Der Vergleich der Wirkung konventioneller und nuklearer Waffen 
zieht die Rolle der Nuklearwaffen in der NATO-Strategie, die 
grundsätzlich politischer Art ist, ausdrücklich nicht in Zweifel. 


3. Kann die Bundesregierung widerlegen, daß im Kriegsfall die Kampf- 
truppen der Bundeswehr nach Unterstellung unter NATO-Ober- 
befehl der Befehlsgewalt deutscher Stellen entzogen sind und daß 
dann — als Folge der Besetzung aller obersten NATO-Befehlsstellen 
mit US -Befehlshabern - die Kampftruppen der Bundeswehr prak- 
tisch eine Fremdenlegion der USA werden? 

4. Kann die Bundesregierung widerlegen, daß die Bundesregierung für 

den Fall, daß sie im Kriegsfall Atomwaffeneinsätze NATO- Verbün- 
deter in der Bundesrepublik Deutschland verhindern will, lediglich 
die Möglichkeit hat, den Heimatschutztruppen der Bundeswehr den 
Kampf gegen die unter amerikanischem Befehl stehenden NATO- 
Truppen, also auch gegen die Kampftruppen der Bundeswehr, zu 
befehlen? * 

Die NATO ist ein Bündnis freier Staaten, die auf der Basis gemein- 
samer sicherheitspolitischer Grundsätze und einds gemeinsamen 
militärstrategischen Konzepts zusammen handeln. 
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Die Handlungsfähigkeit der NATO ergibt sich aus der Bereit- 
schaft souveräner Bündnispartner zur Zusammenarbeit. 

Im Verteidigungsfall übertragen die Bündnispartner die Befehls- 
und Kommandogewalt über die zur Unterstellung vorgesehenen 
Streitkräfte auf NATO-Befehlshaber. Die Mitwirkung der Bundes- 
republik Deutschland an deren Planungen für den Verteidigungs- 
fall ist auf mehrfache Weise sichergestellt: 

— die Planungen beruhen auf gemeinsamen politischen und mili- 
tärstrategischen Richtlinien, 

— innerhalb der integrierten militärischen Kommandostruktur der 
NATO wirken deutsche Offiziere auf den unterschiedlichsten 
Ebenen an der Erarbeitung und Durchführung der Pläne mit. 
Wichtige Kommandoposten im Bündnis sind durch deutsche 
Offiziere besetzt, darunter der Posten des ersten Stellvertreters 
des Obersten Befehlshabers Europa und des Oberbefehls- 
habers aller NATO-Truppen in Europa-Mitte, 

— vor Inkrafttreten der Pläne werden diese von den NATO- 
Befehlshabern den betroffenen Nationen zur Abstimmung vor- 
gelegt. 

Dieses innerhalb der Allianz einvemehmlich festgelegte Verfah- 
ren sichert die Mitwirkung und Einflußnahme der Nationen auf 
die Bündnisplanung und eine abgestimmte Reaktion in Krisen- 
und Konfliktsituationen. 

Die Kampftruppen der Bundeswehr stehen in der Bundesrepublik 
Deutschland Seite an Seite mit den Streitkräften von sechs Bünd- 
nispartnern. Die Bundesregierung verwahrt sich gegen den in 
Frage 3 dargestellten Vergleich und das in Frage 4 zugrunde 
gelegte abwegige Szenario. 


5. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die bundesdeutsche Bevölke- 
rung für den Fall, daß es tatsächlich zum Krieg kommt, bereits heute 
mehrheitlich die Verteidigung mit NATO- Atomwaffeneinsätzen auf 
dem Boden der Bundesrepublik Deutschland ablehnt? 

In der Frage ist die Unterstellung enthalten, die von der Bundes- 
regierung schon wiederholt zurückgewiesen wurde, daß die 
Bevölkerung die Verteidigung im Frieden bejahe, im Krieg aber 
ablehne. 

Nach wie vor wird die Bündnisstrategie, die auf Kriegsverhinde- 
rung durch Abschreckung zielt und die im Falle einer Aggression 
eine schnellstmögliche Kriegsbeendigung unter größtmöglicher 
Schadensbegrenzung zum Ziel hat, von der Mehrheit der Bevöl- 
kerung befürwortet. 
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